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In seiner Sitzung vom 4. September 2014 verabschiedete der Rechnungshof als „Hüter der 
EU-Finanzen“ den Jahresbericht über die Ausführung des Gesamthaushaltsplans der Euro-
päischen  Union  einschließlich  der  Europäischen  Atomgemeinschaft  zum Haushaltsjahr 
2013 sowie den Jahresbericht über die Tätigkeiten im Rahmen des achten, neunten und 
zehnten Europäischen Entwicklungsfonds zum Haushaltsjahr  2013.1 Für das Jahr 2013 
erstellte er zudem 51 besondere Jahresberichte zu den Jahresabschlüssen der verschiede-
nen Agenturen und sonstigen Einrichtungen der Union. Bei allen Agenturen und Gemein-
samen Unternehmen war die Rechnungsführung zuverlässig; jedoch wurde zu zwei Agen-
turen2 sowie zu drei Unternehmen3 wegen der Recht- und Ordnungsmäßigkeit der dem 
Jahresabschluss zugrundeliegenden Vorgänge ein eingeschränktes Prüfungsurteil abgege-
ben. Ferner verfasste er 24 Sonderberichte, unter anderem zur EU-Förderung des öffentli-
chen Nahverkehrs, zur Errichtung des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) und zur 
EU-Finanzierung von Flughafeninfrastrukturen, sowie sieben Stellungnahmen, unter ande-
rem zum EU-Eigenmittelsystem,  und verschiedene Verlautbarungen,  unter  anderem zu 
möglichen Einsparungen bei einer Zusammenlegung der Tätigkeitsorte des Europäischen 
Parlaments. Ferner erstellte der Rechnungshof als Neuerung zwei „Landscape-Analysen“ 
für Konsultationen zu zwei breit angelegten Themenfeldern, nämlich der Finanzkontrolle 
und dem Finanzmanagement der Union.4 Die Europäische Zentralbank (EZB) unterliegt 
der Prüfung des Rechnungshofs nur hinsichtlich ihrer Verwaltungseffizienz, im Übrigen 
unabhängigen  externen  Prüfern,  die  vom EZB-Rat  empfohlen  und vom Rat  anerkannt 
werden.5 Auch der Rechnungshof selbst unterwirft sich einer externen Prüfung.6

In seinem 37. Jahresbericht zur Ausführung des Gesamthaushaltsplans, dessen zentrales 
Element die dem Parlament und dem Rat vorzulegende Erklärung über die Zuverlässigkeit 
der Rechnungsführung sowie die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der zugrundelie-
genden Vorgänge ist und die durch spezifische Beurteilungen zu allen größeren Tätigkeits-
bereichen der Union ergänzt werden kann (Art. 287 AEU-Vertrag), kommt der Rechnungs-
hof für das Haushaltsjahr 2013 zu dem Ergebnis, dass die konsolidierte Jahresrechnung 

1 Europäischer  Rechnungshof:  Jahresbericht  über  die  Ausführung des  Haushaltsplans und  Jahresbericht  
über  die  Tätigkeiten  im  Rahmen  des  achten,  neunten  und  zehnten  Europäischen  Entwicklungsfonds  
(EEF), in: Amtsblatt der EU, Nr. C 398 vom 12. November 2014, S. 3-288 und S. 289-322.

2 EIT − Europäisches Innovations- und Technologieinstitut; FRONTEX − Europäische Agentur für die ope-
rative Zusammenarbeit an den Außengrenzen.

3 Artemis – Eingebettete IKT-Systeme; ENIAC – Nanoelektronik; IMI – Initiative für innovative Arzneimit-
tel.

4 Nachweise zu den vorstehenden Angaben finden sich in: Europäischer Rechnungshof: 2014 Tätigkeitsbe-
richt, Luxemburg 2015 (zugänglich auf der Website des Rechnungshofs: eca.europa.eu).

5 Art. 27 EZB-Satzung; vgl. für 2014 den Independent Auditor’s Report vom 10. Februar 2015, in: Europäi -
sche Zentralbank: Jahresabschluss 2014, Frankfurt am Main 2015, S. 60-61.

6 Vgl. für 2013 den Bericht des unabhängigen Abschlussprüfers vom 28. Mai 2014, in: Europäischer Rech-
nungshof: Jahresabschluss des Europäischen Rechnungshofs für das Haushaltsjahr 2013, in: Amtsblatt der 
EU, Nr. C 323 vom 18. September 2014, S. 4.
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die Vermögens- und Finanzlage der Union, die Ergebnisse ihrer Vorgänge und Cashflows 
sowie die Veränderungen ihres Nettovermögens vorschriftsgemäß und in allen wesentli-
chen Belangen insgesamt sachgerecht darstellt sowie die der Jahresrechnung zugrundelie-
genden  Einnahmen  und  Mittelbindungen  in  allen  wesentlichen  Belangen  recht-  und 
ordnungsmäßig sind. Demgegenüber sind die zugrundeliegenden Zahlungen in wesentli-
chem Ausmaß mit Fehlern behaftet. 

Im Einzelnen finden sich in dem Jahresbericht neben dem Anfangskapitel zur Zuverläs-
sigkeitserklärung  acht  weitere  Kapitel  mit  spezifischen  Beurteilungen,  davon  eins  zur 
Einnahmenseite  und  sieben  −  für  verschiedene  Themenkreise  (Politikbereiche)  −  zur 
Ausgabenseite in Anlehnung an die Rubriken der Finanziellen Vorausschau 2007-2013, 
ferner  ein  abschließendes  Kapitel  „EU-Haushalt  und  Ergebniserbringung“,  in  dem die 
Leistungsberichterstattung der Kommission, insbesondere ihr Evaluierungsbericht und die 
Tätigkeitsberichte ihrer Generaldirektionen, sowie die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeits-
prüfungen des Rechnungshofs behandelt werden.

Die 2013 verfügbaren Haushaltsmittel beliefen sich nach dem endgültigen Haushalts-
plan auf  159,8  Mrd.  Euro  bei  den Verpflichtungen und auf 153,5  Mrd.  Euro  bei  den 
Zahlungen; tatsächlich beliefen sich die Einnahmen auf 149,5 Mrd. Euro, die Ausgaben 
auf 148,5 Mrd. Euro.7 Die Einnahmen sind nicht mit wesentlichen Fehlern behaftet und 
unterliegen – bis auf bedingt wirksame Kontrollen von Daten zu den Traditionellen Eigen-
mitteln  (TEM)  in  geprüften  Mitgliedstaaten  −  einem  wirksamen  Überwachungs-  und 
Kontrollsystem. Sie bestehen zu 93,7 Prozent (Vorjahr 92,4 Prozent) aus Eigenmitteln und 
zu  6,3  Prozent  (Vorjahr  7,6  Prozent)  aus  sonstigen  Einnahmen.  Die  TEM (Zölle  und 
Zuckerabgaben)  belaufen  sich  auf  15,4  Mrd.  Euro  oder  10,3  Prozent  (Vorjahr  11,8 
Prozent), die Mehrwertsteuer-Eigenmittel auf 14,5 Mrd. Euro oder 9,7 Prozent (Vorjahr 
10,5 Prozent) und die Eigenmittel gemäß dem Bruttonationaleinkommen (BNE) auf 110,0 
Mrd. Euro oder 73,6 Prozent (Vorjahr 70,1 Prozent) der Unionseinnahmen. Bei sämtlichen 
Eigenmittel-Kategorien bestehen zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission zahl-
reiche ungelöste Vorbehalte beziehungsweise offene Punkte, die teilweise bis zur Jahrtau-
sendwende  zurückreichen  und  erhebliche  Auswirkungen  auf  die  Beitragslasten  der 
Mitgliedstaaten haben. Der Rechnungshof empfiehlt der Kommission unter anderem, die 
Mitgliedstaaten im Hinblick auf die BNE-Eigenmittel zu einer verbesserten Berechnung 
der  Daten im Bereich der  nicht  beobachteten Wirtschaftstätigkeit  anzuhalten sowie im 
Hinblick auf die TEM Mindeststandards für die Risikoanalyse bei nachträglichen Prüfun-
gen im Zollbereich festzulegen.

Die der Jahresrechnung zugrundeliegenden Zahlungen sind – bei einer allgemein ange-
nommenen Wesentlichkeitsschwelle von 2 Prozent – mit der vom Rechnungshof geschätz-
ten Fehlerquote von 4,7 Prozent (Vorjahr 4,8 Prozent) weiterhin in wesentlichem Ausmaß 
mit Fehlern behaftet. Kaum behaftet ist neben dem Bereich „Einnahmen“ mit 0,0 Prozent 
(Vorjahr 0,0 Prozent) nur der Bereich „Verwaltung“ mit 1,0 Prozent (Vorjahr 0,0 Prozent).  
Mit wesentlichen Fehlern behaftet sind – in nahezu derselben Reihenfolge wie im Vorjahr, 
jedoch teilweise etwas verbessert − die übrigen Bereiche, die operative Ausgaben umfas-
sen: „Außenbeziehungen“ mit 2,6 Prozent (Vorjahr 3,3 Prozent), „Beschäftigung“ mit 3,1 
Prozent (Vorjahr 3,2 Prozent),  „Landwirtschaft“ mit 3,6 Prozent (Vorjahr 3,8 Prozent), 
„Forschung“ mit 4,6 Prozent (Vorjahr 3,9 Prozent), „Ländlicher Raum“ mit 6,7 Prozent 

7 Europäische Kommission: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den  
Rechnungshof. Konsolidierte Jahresrechnung der Europäischen Union 2013, in: Amtsblatt der EU, Nr. C 
403 vom 13. November 2014, S. 95.
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(Vorjahr 7,9 Prozent) und „Regionalpolitik“ mit 6,9 Prozent (Vorjahr 6,8 Prozent). Die 
dazugehörigen Überwachungs- und Kontrollsysteme sind in den Bereichen „Einnahmen“ 
und „Verwaltung“ wirksam, in den übrigen Bereichen generell nur bedingt wirksam. Die 
von der Union geleisteten Zahlungen belaufen sich auf insgesamt 148,5 Mrd. Euro. 

Der  Themenkreis  „Landwirtschaft:  Marktstützung und  Direktzahlungen“ wird  durch 
den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) finanziert. Von den ope-
rativen Ausgaben in Höhe von 45,0 Mrd. Euro (30,3 Prozent [Vorjahr 32,1 Prozent] der 
Haushaltsmittel) entfallen 41,7 Mrd. Euro auf Direktbeihilfen (Betriebs-, Flächen-, Pro-
duktionsprämien)  und  3,2  Mrd.  Euro  auf  marktbezogene  Maßnahmen  (unter  anderem 
Einlagerung,  Ausfuhrerstattungen,  Nahrungsmittelhilfe).  Die  Mittelverwaltung  ist 
zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission geteilt. Hauptrisiken für die Ordnungs-
mäßigkeit bestehen bei den Direktbeihilfen im Hinblick auf die Feststellung förderfähiger 
Flächen und Tiere, bei den Marktmaßnahmen im Hinblick auf die Förderfähigkeit und die 
Höhe geltend gemachter Kosten. Der Rechnungshof empfiehlt der Kommission und den 
Mitgliedstaaten unter anderem, das Potenzial des Integrierten Verwaltungs- und Kontroll-
systems (InVeKoS) voll auszuschöpfen, insbesondere die Beihilfefähigkeit und Größe von 
Dauergrünland korrekt zu bestimmen, und die Arbeitsqualität der Prüfstellen zu verbes-
sern. 

Der Themenkreis „Entwicklung des ländlichen Raums, Umwelt, Fischerei und Gesund-
heit“ umfasst operative Ausgaben in Höhe von 14,8 Mrd. Euro (9,9 Prozent [Vorjahr 10,7 
Prozent]  der Haushaltsmittel),  davon 13,2 Mrd. Euro aus dem Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). Dieser dient der Kofi-
nanzierung von  Programmen  der  Mitgliedstaaten  für  die  ländliche  Entwicklung,  unter 
anderem für  flächenbezogene  Agrarumweltmaßnahmen  und  die  nicht  flächenbezogene 
Modernisierung landwirtschaftlicher Betriebe. Für den gesamten Themenkreis und insbe-
sondere  den  Bereich  der  ländlichen  Entwicklung  besteht  das  Hauptrisiko  für  eine 
ordnungsgemäße Mittelverwaltung darin, dass sich die bewilligten Ausgaben wegen der 
komplexen  Vorschriften  und  Beihilfevoraussetzungen  als  nicht  förderfähig  erweisen. 
Dementsprechend empfiehlt der Rechnungshof weiterhin den Mitgliedstaaten eine verbes-
serte Durchführung ihrer Verwaltungskontrollen und der Kommission eine angemessene 
Weiterverfolgung der von ihr aufgedeckten Fehler. 

Im Themenkreis „Regionalpolitik, Energie und Verkehr“ mit einem Volumen von 45,1 
Mrd. Euro (30,4 Prozent [Vorjahr 28,8 Prozent] der Haushaltsmittel) für operative Ausga-
ben,  davon 43,5  Mrd.  Euro  für  die  Regionalpolitik,  die  der  geteilten  Verwaltung von 
Kommission und Mitgliedstaaten unterliegt,  bestehen die Hauptrisiken weiterhin in der 
Finanzierung von Projekten, bei denen die vorgeschriebenen Fördervoraussetzungen oder 
die  Vergabevorschriften  für  öffentliche  Aufträge  nicht  eingehalten  werden.  Der  Rech-
nungshof empfiehlt der Kommission unter anderem, von den Mitgliedstaaten ausdrücklich 
eine Bestätigung der Wirksamkeit ihrer „Primärkontrollen“ zu verlangen und Maßnahmen 
zur Beseitigung von Schwachstellen zu ergreifen sowie die Ursachen für die zahlreichen 
Verstöße gegen das  EU-Beihilfenrecht  und für  die  anhaltenden Verzögerungen bei  der 
Auszahlung von EU-Finanzierungsmitteln zu ergründen. 

Der Themenkreis „Beschäftigung und Soziales“ umfasst operative Ausgaben in Höhe 
von 14,0 Mrd. Euro (9,4 Prozent [Vorjahr 8,4 Prozent] der Haushaltsmittel), die zu 98  
Prozent  aus  dem  Europäischen  Sozialfonds  (ESF)  geleistet  werden  und  der  geteilten 
Verwaltung  von  Kommission  und  Mitgliedstaaten  unterliegen.  Hauptrisiken  für  die 
Ordnungsmäßigkeit der Mittelverwaltung folgen daraus, dass die Investitionen in immate-
rielle Werte (unter anderem Schulungen) und eine Vielzahl unterschiedlicher Projekte von 
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oft  kleinen  Partnern  erfolgen,  wodurch  Berechnungsfehler  auftreten  und  unzulässige 
Kostenübernahmen  erfolgen,  die  von  den  Kontrollsystemen  nicht  erfasst  werden.  Der 
Rechnungshof  empfiehlt  der  Kommission  daher,  die  Mitgliedstaaten  zu  verstärkten 
Kontrollen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge anzuhalten, die Prüfbehörden zur Testie-
rung der Genauigkeit von Berichtigungsdaten aufzufordern und sicherzustellen, dass bei 
EU-Projekten nicht höhere Personalkosten als bei nationalen Projekten berechnet werden.

Im Themenkreis „Außenbeziehungen, Außenhilfe und Erweiterung“ mit einem Volumen 
von 6,2 Mrd. Euro (4,2 Prozent [Vorjahr 4,4 Prozent] der Haushaltsmittel) für operative 
Ausgaben sind  die  Kosten zusammengefasst  unter  anderem für  Entwicklung und AKP 
(Afrika,  Karibischer  Raum,  Pazifischer  Ozean)-Staaten  (1,0  Mrd.  Euro),  Europäische 
Nachbarschaftshilfe  (1,4  Mrd.  Euro),  Humanitäre  Hilfe  (1,2  Mrd.  Euro),  Erweiterung 
(0,8 Mrd. Euro) und Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (0,3 Mrd. Euro). System-
bedingt verfügt die Kommission in diesen Bereichen, die in über 150 Staaten von Bedeu-
tung sind, über ein hohes Maß an Flexibilität und erheblichen Ermessensspielraum. Die 
Überprüfbarkeit durch den Rechnungshof endet, sobald die Unionsmittel an den Empfän-
gerstaat überwiesen und mit dessen Haushaltsmitteln verschmolzen sind. Der Rechnungs-
hof  empfiehlt  der  Kommission  sicherzustellen,  dass  die  endgültige  Abrechnung  von 
Fördermitteln aufgrund der tatsächlichen Ausgaben und nicht von Schätzungen erfolgt. 

Der  Themenkreis  „Forschung und andere  interne  Politikbereiche“ umfasst  operative 
Ausgaben in Höhe von 13,2 Mrd. Euro (8,9 Prozent [Vorjahr 8,4 Prozent] der Haushalts-
mittel), davon 5,4 Mrd. Euro für Forschung, 2,9 Mrd. Euro für Bildung und Kultur, 1,7 
Mrd. Euro für Kommunikationsnetze, Inhalte und Technologien sowie 3,2 Mrd. Euro unter 
anderem für Unternehmen, Inneres und Justiz. Die wichtigsten Förderinstrumente sind die 
Forschungsprogramme und das Programm für lebenslanges Lernen mit 58 beziehungswei-
se 12 Prozent der operativen Ausgaben. Das Hauptrisiko für Unregelmäßigkeiten besteht 
weiterhin darin, dass Zuwendungsempfänger nicht förderfähige oder nicht belegte Kosten 
angeben, die von den Überwachungs- und Kontrollsystemen nicht erkannt werden. Der 
Rechnungshof empfiehlt der Kommission, Zuwendungsempfänger und unabhängige Prüfer 
verstärkt mit den Förderregelungen vertraut zu machen sowie ihre Kontrolltätigkeit auf 
Empfänger  mit  hohem Risiko,  wie  zum Beispiel  weniger  erfahrene  Einrichtungen,  zu 
konzentrieren. 

Der Themenkreis „Verwaltungsaufgaben und damit verbundene Ausgaben“ umfasst ein 
Ausgabenvolumen von 10,2 Mrd. Euro (6,9 Prozent [Vorjahr 7,3 Prozent] der Haushalts-
mittel), davon 6,5 Mrd. Euro für die Kommission, 1,8 Mrd. Euro für das Parlament und 
1,9 Mrd. Euro für die anderen Organe und Einrichtungen der Union. Die Mittel verteilen 
sich wie zuvor zu 60 Prozent auf die Personal- und zu 40 Prozent auf die Sachkosten wie 
Gebäude, Energie und Kommunikation. Risikobehaftet sind vor allem Vergabeverfahren, 
Vertragsausführungen, Personaleinstellungen sowie Berechnungen von Dienstbezügen und 
Zulagen. Der Rechnungshof empfiehlt der Kommission und dem EAD, dafür Sorge zu 
tragen,  dass  die Bediensteten regelmäßig Angaben zu ihren persönlichen Verhältnissen 
machen, um eine zeitnahe Berechnung der Familienzulagen zu gewährleisten.

Im abschließenden  Kapitel  „EU-Haushalt  und  Ergebniserbringung“ befasst  sich  der 
Rechnungshof ausführlich mit  der  Berichterstattung der  Kommission,  insbesondere zur 
EU-Leistungserbringung  und  zum  EU-Mehrwert.  Er  empfiehlt  der  Kommission  unter 
anderem, den Rahmen ihrer Leistungsberichterstattung bei der nächsten Überarbeitung der 
Haushaltsordnung zu straffen sowie sämtliche Informationen zu den Fortschritten bei der 
Erreichung der Ziele von Europa 2020 in ihren jährlichen Evaluierungsbericht aufzuneh-
men.
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